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Budgetbegleitgesetz 2022 

Textgegenüberstellung 
Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

1. Abschnitt 
Justiz 

Artikel 1 
Änderung der Exekutionsordnung 

§ 382f. (1) bis (3) ... § 382f. (1) bis (3) ... 
 (4) Das Gericht kann in Verfahren nach den §§ 382b und 382c einem 

Antragsgegner, der noch nicht an einer Gewaltpräventionsberatung nach § 38a 
Abs. 8 SPG teilgenommen hat, auf Antrag der gefährdeten Partei oder von Amts 
wegen auftragen, binnen fünf Tagen ab Erlassung einer einstweiligen Verfügung 
eine Beratungsstelle für Gewaltprävention (Abs. 6) zur Vereinbarung einer 
Beratung zu kontaktieren und aktiv an einer Beratung zur Gewaltprävention 
teilzunehmen. Die Beratung hat längstens innerhalb von 14 Tagen ab 
Kontaktaufnahme erstmals stattzufinden. 

 (5) Die Kosten der Teilnahme an einer Beratung nach Abs. 4 trägt der Bund. 
Der Antragsgegner hat dem Gericht eine Bestätigung über die Teilnahme 
vorzulegen. 

 (6) Die Bundesministerin für Justiz wird ermächtigt, für die in Abs. 4 
vorgesehene Beratung bewährte geeignete Einrichtungen für opferschutzorien-
tierte Täterarbeit im Wege von Förderverträgen vertraglich zu beauftragen. 

 Inkrafttreten und Übergangsbestimmung zur Novelle BGBl. I xxx/2021 
 § 503. § 382f in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2021 tritt 

mit 1. Juli 2022 in Kraft. Ein Auftrag zur Kontaktierung einer Beratungsstelle für 
Gewaltprävention und zur Teilnahme an einer solchen Beratung kann auch in 
Verfahren über einstweilige Verfügungen erteilt werden, die vor dem Inkrafttreten 
eingeleitet worden sind. 
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Artikel 2 
Änderung des Bundesgesetzes, mit dem Verstöße gegen bestimmte einstweilige Verfügungen zum Schutz vor Gewalt und zum Schutz vor 

Eingriffen in die Privatsphäre zu Verwaltungsübertretungen erklärt werden 

§ 1. (1) und (2) ... § 1. (1) und (2) ... 
 (3) Wer einem Auftrag gemäß § 382f Abs. 4 EO zur Kontaktierung einer 

Beratungsstelle für Gewaltprävention nicht nachkommt oder an einer solchen 
Beratung nicht aktiv teilnimmt, begeht eine Verwaltungsübertretung und ist mit 
Geldstrafe bis zu 2 500 Euro, im Wiederholungsfall mit Geldstrafe bis 
zu 5 000 Euro, im Fall der Uneinbringlichkeit mit Ersatzfreiheitsstrafe bis zu sechs 
Wochen zu bestrafen. 

Inkrafttreten Inkrafttreten 
§ 3. (1) bis (3) ... § 3. (1) bis (3) ... 

 (4) § 1 Abs. 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I xxx/2021 tritt 
mit 1. Juli 2022 in Kraft. Die Bestimmung ist in dieser Fassung auf strafbare 
Handlungen anzuwenden, die nach ihrem Inkrafttreten begangen werden. 

Artikel 3 
Änderung des Gebührenanspruchsgesetzes 

Entschädigung für Zeitversäumnis Entschädigung für Zeitversäumnis 
§ 32. (1) Der Sachverständige hat für die Zeit, die er wegen seiner Tätigkeit 

im gerichtlichen Verfahren außerhalb seiner Wohnung oder seiner gewöhnlichen 
Arbeitsstätte bis zur möglichen Wiederaufnahme der Arbeit besonders aufwenden 
muß, Anspruch auf eine Entschädigung für Zeitversäumnis im Ausmaß von 
22,70 €, handelt es sich aber um eine Tätigkeit nach § 34 Abs. 3 Z 1, von 15,20 € 
für jede, wenn auch nur begonnene Stunde. 

§ 32. (1) Der Sachverständige hat für die Zeit, die er wegen seiner Tätigkeit 
im gerichtlichen Verfahren außerhalb seiner Wohnung oder seiner gewöhnlichen 
Arbeitsstätte bis zur möglichen Wiederaufnahme der Arbeit besonders aufwenden 
muß, Anspruch auf eine Entschädigung für Zeitversäumnis im Ausmaß von 
22,70 € für jede, wenn auch nur begonnene Stunde. 

(2) ... (2) ... 
Erhöhung der Entschädigung für Zeitversäumnis. Aufteilung  

§ 33. (1) Liegt der Ort, der für die Bestimmung der Reisekosten maßgebend 
ist (§§ 6 und 27 Abs. 1), mehr als 30 km vom Ort der Tätigkeit des 
Sachverständigen im gerichtlichen Verfahren entfernt, so erhöht sich die 
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Entschädigung für Zeitversäumnis auf 28,20 €, handelt es sich aber um eine 
Tätigkeit nach § 34 Abs. 3 Z 1, auf 19,00 €. 

(2) Nimmt ein Sachverständiger in zumindest annähernd zeitlichem und 
räumlichem Zusammenhang an einem Tag an mehreren Verhandlungen oder 
Ermittlungen teil, so ist bei der Bestimmung der Entschädigung für Zeitversäumnis 
die insgesamt versäumte Zeit auf die mehreren Fälle zu gleichen Teilen aufzuteilen. 

(3) Nimmt ein Sachverständiger in zumindest annähernd zeitlichem und 
räumlichem Zusammenhang an einem Tag an mehreren Verhandlungen oder 
Ermittlungen teil, so ist bei der Bestimmung der Entschädigung für Zeitversäumnis 
die insgesamt versäumte Zeit auf die mehreren Fälle zu gleichen Teilen aufzuteilen. 

Geltendmachung der Gebühr Geltendmachung der Gebühr 
§ 38. (1) Der Sachverständige hat den Anspruch auf seine Gebühr binnen 

14 Tagen nach Abschluß seiner Tätigkeit bei sonstigem Verlust schriftlich oder 
mündlich, unter Aufgliederung der einzelnen Gebührenbestandteile, bei dem 
Gericht, vor dem die Beweisaufnahme stattgefunden hat oder stattfinden sollte, 
geltend zu machen. Er hat hierbei so viele weitere Ausfertigungen eines 
schriftlichen Antrags vorzulegen, daß jeder der im § 40 Abs. 1 Z 1 bis 3 genannten 
Personen eine Ausfertigung zugestellt werden kann. Hierauf ist der 
Sachverständige in der Ladung aufmerksam zu machen. Schriftliche Anträge 
bedürfen nicht der Unterschrift eines Rechtsanwalts. 

§ 38. (1) Der Sachverständige hat den Anspruch auf seine Gebühr binnen vier 
Wochen nach Abschluß seiner Tätigkeit bei sonstigem Verlust schriftlich oder 
mündlich, unter Aufgliederung der einzelnen Gebührenbestandteile, bei dem 
Gericht, vor dem die Beweisaufnahme stattgefunden hat oder stattfinden sollte, 
geltend zu machen. Er hat hierbei so viele weitere Ausfertigungen eines 
schriftlichen Antrags vorzulegen, daß jeder der im § 40 Abs. 1 Z 1 bis 3 genannten 
Personen eine Ausfertigung zugestellt werden kann. Hierauf ist der 
Sachverständige in der Ladung aufmerksam zu machen. Schriftliche Anträge 
bedürfen nicht der Unterschrift eines Rechtsanwalts. 

(2) und (3) ... (2) und (3) ... 
Bestimmung der Gebühr Bestimmung der Gebühr 

§ 39. (1) und (1a) ... § 39. (1) und (1a) ... 
(2) Die Gebührenbeträge sind auf volle Euro abzurunden. (2) Die Gebührenbeträge sind kaufmännisch auf volle Euro zu runden. 
(3) und (4) ... (3) und (4) ... 

Umfang. Geltendmachung und Bestimmung der Gebühr Umfang. Geltendmachung und Bestimmung der Gebühr 
§ 53. (1) Für den Umfang, die Geltendmachung und die Bestimmung der 

Gebühr der Dolmetscherinnen und Dolmetscher gelten die §§ 24 bis 34, 36, 37 
Abs. 2, 38 bis 42 und 52 mit folgenden Besonderheiten sinngemäß: 

§ 53. (1) Für den Umfang, die Geltendmachung und die Bestimmung der 
Gebühr der Dolmetscherinnen und Dolmetscher gelten die §§ 24 bis 30, 31 Abs. 1 
Z 6, Abs. 1a und Abs. 2, 32, 34, 36, 37 Abs. 2, 38 bis 42 und 52 mit folgenden 
Besonderheiten sinngemäß: 

 1. für die Zwecke des § 34 Abs. 3 Z 1 bis 3 sind für schriftliche 
Übersetzungen je nach konkret erforderlichem Ausbildungsgrad 
Gebührenrahmen von 1,40 bis 1,60 Euro (Z 1), von 1,50 bis 1,70 Euro 
(Z 2) und von 1,60 bis 1,80 Euro je Zeile anzuwenden, wobei als Zeile 55 
Anschläge (einschließlich Leerzeichen) der Übersetzung gelten; 

 1. soweit nicht anderes nachgewiesen wird (§ 34 Abs. 1), sind anstelle der in 
§ 34 Abs. 3 Z 1 bis 3 für die dortigen Zwecke vorgesehenen 
Gebührenrahmen die Einkünfte, die Dolmetscherinnen und Dolmetscher 
im außergerichtlichen Erwerbsleben für ihre Tätigkeit üblicherweise 
beziehen, nach richterlichem Ermessen 
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  a) bei schriftlicher Übersetzung innerhalb eines Gebührenrahmens von 

1,50 Euro bis 2,10 Euro je Zeile, wobei als Zeile 55 Anschläge 
(einschließlich Leerzeichen) der Übersetzung gelten, und 

  b) bei der Zuziehung zu einer Vernehmung oder gerichtlichen 
Verhandlung für jede, wenn auch nur begonnene Stunde innerhalb 
eines Gebührenrahmens von 50 Euro bis 150 Euro 

 zu bestimmen, dies nach der aufgewendeten Zeit und Mühe und unter 
Bedachtnahme auf die Schwierigkeit der beauftragten Tätigkeit und der 
konkret erforderlichen Qualifikation; 

 2. § 38 Abs. 1 ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass die Gebühr für die 
Tätigkeit an einem Verhandlungs- oder Vernehmungstag jeweils an dessen 
Ende geltend gemacht werden kann; 

 2. § 38 Abs. 1 ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass die Gebühr für die 
Tätigkeit an einem Verhandlungs- oder Vernehmungstag jeweils an 
dessen Ende geltend gemacht werden kann; über den Gebührenanspruch 
ist möglichst zeitnah zu entscheiden; 

 3. ...  3. ... 
(2) ... (2) ... 

Gebühr für Mühewaltung Gebühr für Mühewaltung 
§ 54. (1) Die Gebühr der Dolmetscherinnen und Dolmetscher beträgt § 54. (1) Die Gebühr der Dolmetscherinnen und Dolmetscher beträgt 

 1. bei schriftlicher Übersetzung 
 a) für je 1 000 Schriftzeichen (ohne Leerzeichen) 

 ...................................................... 15,20 Euro; 
 b) wenn das zu übersetzende Schriftstück schwer lesbar ist, 

um 3 Euro mehr als die Grundgebühr; 
 c) wenn die Übersetzung wegen besonderer sprachlicher 

oder fachlicher Schwierigkeiten einen erhöhten Zeitauf-
wand erfordert oder wenn die Übersetzung auf Anord-
nung des Gerichts in der Zeit von 20 Uhr bis 6 Uhr oder 
an einem Samstag, Sonntag oder gesetzlichen Feiertag zu 
erfolgen hat, jeweils das Eineinhalbfache der Grund-
gebühr; 

 1. a) bei schriftlicher Übersetzung ............................  ...... 1,50 Euro je Zeile, 
   wobei als Zeile 55 Anschläge (einschließlich 

Leerzeichen) der Übersetzung gelten; für eine oder 
mehrere Übersetzungen aufgrund desselben Auftrags 
besteht dabei Anspruch auf eine Gebühr im Gesamtbetrag 
von zumindest 20 Euro; 

 b) für eine gesetzmäßige Beurkundung der genauen 
Übereinstimmung einer schriftlichen Übersetzung mit der 
Urschrift  ..........................................................  ....................... 4 Euro; 

 2. für eine gesetzmäßige Beurkundung der genauen 
Übereinstimmung einer schriftlichen Übersetzung mit der 
Urschrift ...............................................................  ................... 3,20 Euro;  

 

 3. für die Zuziehung zu einer Vernehmung oder gerichtlichen 
Verhandlung für die erste, wenn auch nur begonnene halbe 

 2. für die Zuziehung zu einer Vernehmung oder gerichtlichen 
Verhandlung 
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Stunde ...................................................................  ................. 24,50 Euro;  a) für die erste, wenn auch nur begonnene halbe Stunde ............ 40 Euro, 

  b) für die zweite, wenn auch nur begonnene halbe Stunde ......... 30 Euro, 
   für jede weitere, wenn auch nur begonnene halbe Stunde ...... 12,40 Euro;  c) für jede weitere, wenn auch nur begonnene halbe 

Stunde ...............................................................  ..................... 25 Euro;  
   handelt es sich um eine besonders schwierige 

Dolmetschtätigkeit, so erhöhen sich diese Beträge auf  .......... 30,70 Euro  
   bzw.  ......................................................................  ................. 15,40 Euro; 
   fällt die Zuziehung in die Zeit von 20 Uhr bis 6 Uhr oder auf einen 

Samstag, Sonntag oder gesetzlichen Feiertag, so beträgt die Gebühr 
insoweit das Eineinhalbfache dieser Beträge; 

 

 4. für jede während einer Vernehmung oder gerichtlichen 
Verhandlung übersetzte Seite eines Schriftstücks neben der 
Gebühr nach Z 3 die Hälfte der Gebühr für die Übersetzung 
eines Schriftstücks; wurde das zu übersetzende Schriftstück 
im Rahmen derselben Vernehmung oder gerichtlichen 
Verhandlung angefertigt, so gebühren für die Übersetzung 
des gesamten Schriftstücks höchstens 20 Euro; 

 5. für die Überprüfung einer Übersetzung die für die 
Übersetzung festgesetzte Gebühr erhöht um 5 Euro. 

übersetzt eine Dolmetscherin oder ein Dolmetscher während einer 
Vernehmung oder gerichtlichen Verhandlung ein Schriftstück, das im 
Rahmen derselben Vernehmung oder gerichtlichen Verhandlung 
angefertigt wurde (Rückübersetzung), so gebührt ihr oder ihm dafür ein 
zusätzlicher Betrag von 12 Euro. 

(2) Wird eine allgemein beeidete und gerichtlich zertifizierte Dolmetscherin 
oder ein allgemein beeideter und gerichtlich zertifizierter Dolmetscher in einem 
gerichtlichen Verfahren oder einem Ermittlungsverfahren der Staatsanwaltschaft 
(§ 103 Abs. 2 StPO) zu einer Vernehmung oder gerichtlichen Verhandlung 
zugezogen, so gebührt ihr oder ihm ab der zweiten, wenn auch nur begonnenen 
halben Stunde ein Zuschlag von 25 vH zu den in Abs. 1 Z 2 lit. b und c angeführten 
Gebühren; davon ausgenommen ist die zusätzliche Gebühr für Rückübersetzung 
nach Abs. 1 Z 2 letzter Halbsatz. 

 (3) Hat eine Tätigkeit nach Abs. 1 oder 2 über Anordnung in der Zeit von 20 
Uhr bis 6 Uhr oder an einem Samstag, Sonntag oder gesetzlichen Feiertag zu 
erfolgen, so erhöhen sich die in Abs. 1 und Abs. 2 angeführten Gebühren um 30 vH, 
dies ausgenommen die zusätzliche Gebühr für Rückübersetzung nach Abs. 1 Z 2 
letzter Halbsatz. 

 (4) Wird eine Dolmetscherin oder ein Dolmetscher außerhalb einer 
Vernehmung oder gerichtlichen Verhandlung mit der Überprüfung von 
Schriftstücken, von Aufzeichnungen der Überwachung von Nachrichten oder von 
vergleichbaren Unterlagen beauftragt, ohne dass insoweit eine schriftliche 
Übersetzung anzufertigen ist, so beträgt die Gebühr 25 Euro für jede, wenn auch 
nur begonnene halbe Stunde. 
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(2) Ist zur Vorbereitung für die Zuziehung zu einer Vernehmung oder 

gerichtlichen Verhandlung das Studium von Akten auf Anordnung des Gerichts 
oder der Staatsanwaltschaft erforderlich, so haben die Dolmetscherinnen und 
Dolmetscher Anspruch auf die Gebühr nach § 36. 

(5) Ist zur Vorbereitung für die Zuziehung zu einer Vernehmung oder 
gerichtlichen Verhandlung das Studium von Akten auf Anordnung des Gerichts 
oder der Staatsanwaltschaft erforderlich, so haben die Dolmetscherinnen und 
Dolmetscher Anspruch auf die Gebühr nach § 36. 

(3) Zur Ermittlung der Gebühr ist die Anzahl der Schriftzeichen der 
Übersetzung (ohne Leerzeichen) durch 1 000 zu dividieren und das Ergebnis mit 
der Gebühr nach Abs. 1 zu multiplizieren. Bei Übersetzungen von Dokumenten 
steht die Gebühr nach Abs. 1 ungeachtet der darin enthaltenen Schriftzeichen auch 
für jede Seite zu, die einer Seite des zu übersetzenden Dokuments entspricht und 
zur Wahrung der Übersichtlichkeit auf einer eigenen Seite übersetzt wurde. 

 

Inkrafttreten und Übergangsbestimmungen ab 1. Juli 2019 Inkrafttreten und Übergangsbestimmungen ab 1. Juli 2019 
§ 69a. (1) bis (3) ... § 69a. (1) bis (3) ... 
 (4) § 32 Abs. 1 und 3, § 33 samt Überschrift, § 38 Abs. 1, § 39 Abs. 2, § 53 

Abs. 1 und § 54 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2021 treten mit 
1. Juli 2022 in Kraft und sind auf die Gebühren für alle Tätigkeiten anzuwenden, 
die nach dem 30. Juni 2022 vorgenommen werden. 

3. Abschnitt 
Arbeit 

Artikel 5 
Änderung des Arbeitsmarktpolitik-Finanzierungsgesetzes 

Inkrafttreten Inkrafttreten 
§ 10. (1) bis (76) …  § 10. (1) bis (76) …  

 (77) § 13 Abs. 1 und § 15 Abs. 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. xxx/2021 treten mit 1. Jänner 2022 in Kraft. § 14 Abs. 4 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2021 tritt mit 1. Jänner 2022 in Kraft und mit 
Ablauf des 31. Dezember 2022 außer Kraft. 

Finanzielle Bedeckung bestimmter Beihilfen nach dem AMSG Finanzielle Bedeckung bestimmter Beihilfen nach dem AMSG 
§ 13. (1) Beihilfen bei Kurzarbeit gemäß § 37b AMSG und Beihilfen bei 

Kurzarbeit mit Qualifizierung gemäß § 37c AMSG sind bis zu einer Obergrenze 
§ 13. (1) Beihilfen bei Kurzarbeit gemäß § 37b AMSG und Beihilfen bei 

Kurzarbeit mit Qualifizierung gemäß § 37c AMSG sind bis zu einer Obergrenze 
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von 20 Mio. € jährlich wie Ausgaben nach dem AlVG zu behandeln. Die Bun-
desministerin für Arbeit, Familie und Jugend wird ermächtigt, im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister für Finanzen die Obergrenze von 1 000 Millionen Euro 
für das Jahr 2020 und für das Jahr 2021 mit Verordnung an die Erfordernisse zur 
Bewältigung der Folgen der COVID-19-Krise entsprechend anzupassen. 

von 20 Mio. € jährlich wie Ausgaben nach dem AlVG zu behandeln. Die Bun-
desministerin für Arbeit, Familie und Jugend wird ermächtigt, im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister für Finanzen die Obergrenze von 1 000 Millionen Euro in 
den Jahren 2020 bis 2022 mit Verordnung an die Erfordernisse zur Bewältigung 
der Folgen der COVID-19-Krise entsprechend anzupassen. 

(1a) bis (5) … (1a) bis (5) … 
Überweisung an den Insolvenz-Entgelt-Fonds Überweisung an den Insolvenz-Entgelt-Fonds 

§ 14. (1) … § 14. (1) … 
(2) Die betreffenden Mittel sind jeweils zu akontieren und auf der Grundlage 

einer gesonderten Berechnung des Dachverbandes abzurechnen. Die Abrechnung 
hat jeweils im September des Folgejahres zu erfolgen. Die Differenz zwischen der 
Akontierung und den tatsächlichen bei der Abrechnung festgestellten Einnahmen 
ist mit der jeweils nächstfolgenden Akontierung gegen zu rechnen. Die 
Akontierung hat auf der Grundlage einer Prognose ausgehend von den bis dahin 
vorliegenden Daten betreffend die Entwicklung der Beschäftigung und der 
Einkommen der arbeitslosenversicherungs(beitrags)pflichtigen unselbständig 
Beschäftigten, die das 58. Lebensjahr vollendet haben, zu erfolgen. 

(2) Die betreffenden Mittel sind jeweils zu akontieren und auf der  
Grundlage einer gesonderten Berechnung des Dachverbandes abzurechnen. Die 
Abrechnung hat jeweils im September des Folgejahres zu erfolgen. Die  
Differenz zwischen der Akontierung und den tatsächlichen bei der Abrechnung 
festgestellten Einnahmen ist mit der jeweils nächstfolgenden Akontierung gegen zu 
rechnen. Die Akontierung hat auf der Grundlage einer Prognose ausgehend  
von den bis dahin vorliegenden Daten betreffend die Entwicklung der 
Beschäftigung und der Einkommen der arbeitslosenversicherungs(bei-
trags)pflichtigen unselbständig Beschäftigten, die das 58. Lebensjahr vollendet 
haben, zu erfolgen. 

(3) Die Akontierung der Mittel hat für das Jahr 2011 im Dezember 2011 und 
ab 2012 jeweils im Oktober des betreffenden Jahres zu erfolgen. Im Jahr 2014 hat 
im Juni eine Anzahlung auf die in Abs. 2 genannte Akontierung iHv 70 %, ab dem 
Jahr 2015 im Februar iHv jeweils 40 %, und im Juni iHv 30 % zu erfolgen. 

(3) Die Akontierung der Mittel hat für das Jahr 2011 im Dezember 2011 und 
ab 2012 jeweils im Oktober des betreffenden Jahres zu erfolgen. Im Jahr 2014 hat 
im Juni eine Anzahlung auf die in Abs. 2 genannte Akontierung iHv 70 %, ab dem 
Jahr 2015 im Februar iHv jeweils 40 %, und im Juni iHv 30 % zu erfolgen. 

(4) Die gemäß Abs. 2 und 3 in den Jahren 2020 und 2022 ermittelten Beträge 
sind im Jahr 2020 um 50 Mio. Euro und im Jahr 2022 um 100 Mio. Euro zu 
vermindern. 

(4) Im Jahr 2022 entfällt die Überweisung der Mittel nach Abs. 1, 2 und 3. 

Zuführung an die Arbeitsmarktrücklage Zuführung an die Arbeitsmarktrücklage 
§ 15. (1) und (2) … § 15. (1) und (2) … 
(3) Die Akontierung der Mittel hat jeweils im Oktober des laufenden Jahres 

auf der Grundlage einer Prognose, die von den bis dahin vorliegenden Daten 
betreffend die Entwicklung der Beschäftigung und der Einkommen der 
arbeitslosenversicherungs(beitrags)pflichtigen unselbständig Beschäftigten, die 
das 58. Lebensjahr vollendet haben, ausgeht zu erfolgen. 

(3) Die Akontierung der Mittel hat jeweils im Oktober des laufenden Jahres 
auf der Grundlage einer Prognose, die von den bis dahin vorliegenden Daten 
betreffend die Entwicklung der Beschäftigung und der Einkommen der 
arbeitslosenversicherungs(beitrags)pflichtigen unselbständig Beschäftigten, die das 
58. Lebensjahr vollendet haben, ausgeht zu erfolgen. Auf die Akontierung können 
Anzahlungen bis höchstens 80 vH des dafür im Bundesfinanzgesetz vorgesehenen 
Voranschlagswertes erfolgen. 
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(4) … (4) … 

5. Abschnitt 
Umwelt 

Artikel 7 
Änderung des Umweltförderungsgesetzes 

1. Abschnitt 1. Abschnitt 
Mittelaufbringung Mittelaufbringung 

§ 6. (1) bis (2e) … § 6. (1) bis (2e) … 
(2f) Die Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, 

Innovation und Technologie kann für Zwecke der Umweltförderung im Inland 
(§§ 23 ff) 

(2f) Die Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, 
Innovation und Technologie kann für Zwecke der Umweltförderung im Inland 
(§§ 23 ff) 

 1. …  1. … 
 1a. weitere Förderungen zusagen und Aufträge erteilen, die in den Jahren 

2021 und 2022 jeweils einem Barwert von maximal 110,238 Millionen 
Euro entsprechen, wobei Förderungen hiezu auch in den Folgejahren 
zugesagt und ausbezahlt werden können, sofern das Ansuchen im Jahr 
2021 bzw. 2022 gestellt ist; 

 1a. weitere Förderungen zusagen und Aufträge erteilen, die im Jahr 2021 
einem Barwert von maximal 110,238 Millionen Euro sowie in den Jahren 
2022 bis 2025 jeweils einem Barwert von maximal 150,238 Millionen 
Euro entsprechen, wobei Förderungen hiezu auch in den Folgejahren 
zugesagt und ausbezahlt werden können, sofern das Ansuchen im Jahr des 
jeweiligen Zusagerahmens gestellt ist; 

 1b. für Zwecke der thermisch-energetischen Sanierung und für den Umstieg 
auf klimafreundliche Heizungen weitere Förderungen zusagen und 
Aufträge erteilen, die in den Jahren 2021 und 2022 insgesamt einem 
Barwert von maximal 650 Millionen Euro entsprechen; 

 1b. für Zwecke der thermisch-energetischen Sanierung und für den Umstieg 
auf klimafreundliche Heizungen weitere Förderungen zusagen und 
Aufträge erteilen, die in den Jahren 2021 und 2022 insgesamt einem 
Barwert von maximal 800 Millionen Euro sowie in den Jahren 2023 bis 
2025 insgesamt einem Barwert von maximal 1 140 Millionen Euro 
entsprechen; 

 1c.  für die Unterstützung von einkommensschwachen Haushalte zur 
Abdeckung erhöhter Kosten infolge von thermisch-energetischen 
Sanierungsmaßnahmen und für den Umstieg auf klimafreundliche 
Heizungen in den Jahren 2021 und 2022 den Ländern insgesamt einen 
Barwert von maximal 100 Millionen Euro zur Verfügung stellen, wobei 
die Mittelbereitstellung an die Gewährung einer Förderung von 

 1c.  für die Unterstützung von einkommensschwachen Haushalte zur 
Abdeckung erhöhter Kosten infolge von thermisch-energetischen 
Sanierungsmaßnahmen und für den Umstieg auf klimafreundliche 
Heizungen den Ländern in den Jahren 2021 und 2022 insgesamt einen 
Barwert von maximal 140 Millionen Euro sowie in den Jahren 2023 bis 
2025 insgesamt einen Barwert von maximal 190 Millionen Euro zur 
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Maßnahmen, die im Rahmen der Förderungen gemäß Z 1b gesetzt wurden, 
und von einschlägigen Förderungen durch die Länder gebunden sind; die 
Länder haben zudem den Nachweis zu erbringen, dass durch die 
Bundesmittel keine Landesmittel ersetzt werden; die Bundesministerin für 
Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie hat 
die näheren Bedingungen für die Bereitstellung dieser Mittel festzulegen; 

Verfügung stellen, wobei die Mittelbereitstellung an die Gewährung einer 
Förderung von Maßnahmen, die im Rahmen der Förderungen gemäß Z 1b 
gesetzt wurden, und von einschlägigen Förderungen durch die Länder 
gebunden sind; die Länder haben zudem den Nachweis zu erbringen, dass 
durch die Bundesmittel keine Landesmittel ersetzt werden; die 
Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, 
Innovation und Technologie hat die näheren Bedingungen für die 
Bereitstellung dieser Mittel festzulegen; 

 2.  und 3. …  2.  und 3. … 
… … 

(2g) bis (5) … (2g) bis (5) … 

6. Abschnitt 6. Abschnitt 
Inkrafttreten Inkrafttreten 

§ 53. (1) bis (24) … § 53. (1) bis (24) … 
 (25) § 6 Abs. 2f Z 1a bis 1c in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. xxx/2021 mit 1. Jänner 2022 in Kraft. 

6. Abschnitt 
Schulwesen und Forschungsförderung 

Artikel 8 
Änderung des Schülerbeihilfengesetzes 1983 

§ 4. (1) bis (3) … § 4. (1) bis (3) … 
(4) Bei der Feststellung des Einkommens haben bis zum Höchstausmaß von 

insgesamt 4 179 € jährlich außer Betracht zu bleiben: 
(4) Bei der Feststellung des Einkommens haben bis zum Höchstausmaß von 

insgesamt 5 015 Euro jährlich außer Betracht zu bleiben: 
 1. und 2. …  1. und 2. … 

§ 9. (1) …. § 9. (1) …. 
(1a) Bei der Berechnung der Höhe der Schulbeihilfe ist von einem jährlichen 

Grundbetrag von 1 130 € auszugehen. 
(1a) Bei der Berechnung der Höhe der Schulbeihilfe ist von einem jährlichen 

Grundbetrag von 1 356 Euro auszugehen. 
(2) bis (5) … (2) bis (5) … 



  10 von 17 

 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
§ 10. (1) … § 10. (1) … 
(1a) Die besondere Schulbeihilfe beträgt 715 € monatlich. Sie erhöht sich bei 

verheirateten oder in eingetragener Partnerschaft lebenden Schülern, wenn der 
Ehepartner oder eingetragene Partner keine Einkünfte im Sinne dieses 
Bundesgesetzes bezieht, um 335 €, ferner für jedes Kind, für das der Schüler auf 
Grund einer gesetzlichen Verpflichtung Unterhalt leistet, um 127 €. 

(1a) Die besondere Schulbeihilfe beträgt 858 Euro monatlich. Sie erhöht sich 
bei verheirateten oder in eingetragener Partnerschaft lebenden Schülern, wenn der 
Ehepartner oder eingetragene Partner keine Einkünfte im Sinne dieses 
Bundesgesetzes bezieht, um 402 Euro, ferner für jedes Kind, für das der Schüler 
auf Grund einer gesetzlichen Verpflichtung Unterhalt leistet, um 152 Euro. 

(1b) bis (6) … (1b) bis (6) … 
§ 11. (1) … § 11. (1) … 
(2) Bei der Berechnung der Höhe der Heimbeihilfe ist von einem jährlichen 

Grundbetrag von 1 380 € auszugehen. 
(2) Bei der Berechnung der Höhe der Heimbeihilfe ist von einem jährlichen 

Grundbetrag von 1 656 Euro auszugehen. 
(3) bis (6) … (3) bis (6) … 
§ 11a. (1) Bezieher von Heimbeihilfen haben Anspruch auf eine 

Fahrtkostenbeihilfe von 105 €. 
§ 11a. (1) Bezieher von Heimbeihilfen haben Anspruch auf eine 

Fahrtkostenbeihilfe von 126 Euro. 
(2) … (2) … 
§ 12. (1) … § 12. (1) … 
(2) Die Grundbeträge für die Schul- und Heimbeihilfe erhöhen sich um 

insgesamt 1 172 €, wenn 
(2) Die Grundbeträge für die Schul- und Heimbeihilfe erhöhen sich um 

insgesamt 1 406 Euro, wenn 
 1. bis 4. ….  1. bis 4. …. 

(3) Die Grundbeträge für die Schul- und Heimbeihilfe erhöhen sich weiters 
um insgesamt 1 298 €, sofern es sich beim Schüler um ein erheblich behindertes 
Kind im Sinne des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967, BGBl. Nr. 376, 
handelt. 

(3) Die Grundbeträge für die Schul- und Heimbeihilfe erhöhen sich weiters 
um insgesamt 1 558 Euro, sofern es sich beim Schüler um ein erheblich 
behindertes Kind im Sinne des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967, BGBl. 
Nr. 376, handelt. 

(4) … (4) … 
(5) Die Grundbeträge für die Schul- und Heimbeihilfe vermindern sich um 

 1. die gemäß Abs. 6 zu errechnende zumutbare Unterhaltsleistung der 
leiblichen Eltern (Wahleltern), sofern nicht Abs. 2 Z 2, 3 oder 4 
anzuwenden ist; 

(5) Die Grundbeträge für die Schul- und Heimbeihilfe vermindern sich um 
 1. die gemäß Abs. 6 zu errechnende zumutbare Unterhaltsleistung der 

leiblichen Eltern (Wahleltern), sofern nicht Abs. 2 Z 2, 3 oder 4 
anzuwenden ist; 

 2. die 2 090 € übersteigende Hälfte 
 a) der Bemessungsgrundlage für ein eigenes Einkommen (einschließlich 

Waisenpension) des Schülers und/oder 

 2. die 2 508 Euro übersteigende Hälfte 
 a) der Bemessungsgrundlage für ein eigenes Einkommen (einschließlich 

Waisenpension) des Schülers und/oder 
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 b) der auf Grund eines Exekutionstitels gemäß Abs. 7 bestimmten 

Unterhaltsleistung oder der tatsächlichen Unterhaltsleistung unter 
Bedachtnahme auf Unterhaltsvorschüsse, die der Schüler erlangt hat 
oder erlangen könnte (§§ 3 ff. des Unterhaltsvorschußgesetzes, BGBl. 
Nr. 250/1976); 

 3. … 

 b) der auf Grund eines Exekutionstitels gemäß Abs. 7 bestimmten 
Unterhaltsleistung oder der tatsächlichen Unterhaltsleistung unter 
Bedachtnahme auf Unterhaltsvorschüsse, die der Schüler erlangt hat 
oder erlangen könnte (§§ 3 ff. des Unterhaltsvorschußgesetzes, BGBl. 
Nr. 250/1976); 

 3. … 
(6) Die zumutbare Unterhaltsleistung der leiblichen Eltern (Wahleltern) 

beträgt 
bis zu 6 269 € 0% 
für die nächsten 1 254 € (bis 7 523 €) 10% 
für die nächsten 1 672 € (bis 9 195 €) 15% 
für die nächsten 1 672 € (bis 10 867 €) 20% 
über 10 867 € 25% 

der Bemessungsgrundlage. … 

(6) Die zumutbare Unterhaltsleistung der leiblichen Eltern (Wahleltern) 
beträgt 

bis zu 7 523 Euro 0% 
für die nächsten 1 505 Euro (bis 9 028 Euro) 10% 
für die nächsten 2 006 Euro (bis 11 034 Euro) 15% 
für die nächsten 2 006 Euro (bis 13 040 Euro) 20% 
über 13 040 Euro 25% 

der Bemessungsgrundlage. … 
(8) Als zumutbare Unterhaltsleistung des Ehegatten oder des eingetragenen 

Partners sind 30 Prozent des 4 263 € übersteigenden Teiles der 
Bemessungsgrundlage anzusehen. 

(8) Als zumutbare Unterhaltsleistung des Ehegatten oder des eingetragenen 
Partners sind 30 Prozent des 5 116 Euro übersteigenden Teiles der 
Bemessungsgrundlage anzusehen. 

(9) Als jeweilige Bemessungsgrundlage ist das Einkommen des Schülers, der 
leiblichen Eltern (Wahleltern) des Schülers, sowie des Ehegatten oder 
eingetragenen Partners des Schülers gemäß §§ 4 bis 6 abzüglich nachstehender 
Absetzbeträge für die folgenden Personen, für die entweder der Schüler, einer 
seiner leiblichen Elternteile (Wahlelternteile) oder sein Ehegatte oder 
eingetragener Partner kraft Gesetzes Unterhalt leistet, anzusehen: 

(9) Als jeweilige Bemessungsgrundlage ist das Einkommen des Schülers, der 
leiblichen Eltern (Wahleltern) des Schülers, sowie des Ehegatten oder 
eingetragenen Partners des Schülers gemäß §§ 4 bis 6 abzüglich nachstehender 
Absetzbeträge für die folgenden Personen, für die entweder der Schüler, einer 
seiner leiblichen Elternteile (Wahlelternteile) oder sein Ehegatte oder 
eingetragener Partner kraft Gesetzes Unterhalt leistet, anzusehen: 

 1. für jede noch nicht schulpflichtige Person 2 442 €;  1. für jede noch nicht schulpflichtige Person 2 930 Euro; 
 2. für jede schulpflichtige Person bis einschließlich zur 8.Schulstufe 2 984 €;  2. für jede schulpflichtige Person bis einschließlich zur 8. Schulstufe 

3 580 Euro; 
 3. für jede Person nach Absolvierung der 8. Schulstufe mit Ausnahme der in 

Z 4 genannten 3 970 €; 
 3. für jede Person nach Absolvierung der 8. Schulstufe mit Ausnahme der in 

Z 4 genannten 4 764 Euro; 
 4. für jede Person, die nach Absolvierung der 8. Schulstufe eine der im § 9 

Abs. 1 bzw. im § 11 Abs. 1 genannten Schulen besucht, wenn die 
Voraussetzungen des § 11 Abs. 1 zutreffen, sowie für jede Person, die eine 
der im § 3 des Studienförderungsgesetzes 1992 genannten Anstalten als 
ordentlicher Hörer (Studierender) besucht oder einem solchen gemäß §§ 4 
und 5 des Studienförderungsgesetzes 1992 gleichgestellt ist, 4 966 €; 

 4. für jede Person, die nach Absolvierung der 8. Schulstufe eine der im § 9 
Abs. 1 bzw. im § 11 Abs. 1 genannten Schulen besucht, wenn die 
Voraussetzungen des § 11 Abs. 1 zutreffen, sowie für jede Person, die eine 
der im § 3 des Studienförderungsgesetzes 1992 genannten Anstalten als 
ordentlicher Hörer (Studierender) besucht oder einem solchen gemäß §§ 4 
und 5 des Studienförderungsgesetzes 1992 gleichgestellt ist, 5 960 Euro; 
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 5. für jedes erheblich behinderte Kind im Sinne des 

Familienlastenausgleichsgesetzes 1967 weitere 2 008 €. 
 5. für jedes erheblich behinderte Kind im Sinne des 

Familienlastenausgleichsgesetzes 1967 weitere 2 410 Euro. 
Die Absetzbeträge vermindern sich um das 1 447 € übersteigende Einkommen 
dieser Person. Für den Schüler selbst steht kein Absetzbetrag zu. ... 

Die Absetzbeträge vermindern sich um das 1 592 Euro übersteigende Einkommen 
dieser Person. Für den Schüler selbst steht kein Absetzbetrag zu. … 

(10) Als Freibeträge sind zu berücksichtigen: (10) Als Freibeträge sind zu berücksichtigen: 
 1. bei den Eltern sowie dem Ehegatten oder eingetragenen Partner des 

Schülers, 
 1. bei den Eltern sowie dem Ehegatten oder eingetragenen Partner des 

Schülers, 
 a) wenn Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit im Sinne des § 25 Abs. 1 

EStG 1988 zur Berechnung herangezogen werden, jeweils 1 797 €; 
 a) wenn Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit im Sinne des § 25 Abs. 1 

EStG 1988 zur Berechnung herangezogen werden, jeweils 2 156 Euro; 
 b) wenn nur bei einem Elternteil Einkünfte im Sinne der lit. a 

herangezogen werden, bei diesem 2 550 €; 
 b) wenn nur bei einem Elternteil Einkünfte im Sinne der lit. a 

herangezogen werden, bei diesem 3 060 Euro; 
 2. beim Schüler, seinen Eltern und seinem Ehegatten oder eingetragenen 

Partner, sofern ausschließlich Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit im 
Sinne des § 25 Abs. 1 EStG 1988 und steuerfreie Bezüge gemäß § 5 Z 1 
und 3 zur Berechnung herangezogen werden, jeweils weitere 1 631 €. 

 2. beim Schüler, seinen Eltern und seinem Ehegatten oder eingetragenen 
Partner, sofern ausschließlich Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit im 
Sinne des § 25 Abs. 1 EStG 1988 und steuerfreie Bezüge gemäß § 5 Z 1 
und 3 zur Berechnung herangezogen werden, jeweils weitere 1 957 Euro. 

Die Freibeträge dürfen jedoch die Summe der Einkünfte der jeweiligen Personen 
aus nichtselbständiger Arbeit im Sinne des § 25 Abs. 1 EStG 1988 nicht 
überschreiten. 

Die Freibeträge dürfen jedoch die Summe der Einkünfte der jeweiligen Personen 
aus nichtselbständiger Arbeit im Sinne des § 25 Abs. 1 EStG 1988 nicht 
überschreiten. 

§ 20a. Der zuständige Bundesminister kann im Rahmen der 
Privatwirtschaftsverwaltung außerordentliche Unterstützungen zum Ausgleich von 
durch den Schulbesuch verursachten sozialen Härten gewähren. Die 
außerordentliche Unterstützung soll für ein Schuljahr 84 € nicht unterschreiten und 
den Grundbetrag der Schulbeihilfe, bei einem Schulbesuch außerhalb des 
Wohnortes der Eltern die Grundbeträge der Schul- und Heimbeihilfe zusammen, 
nicht überschreiten. 

§ 20a. Der zuständige Bundesminister kann im Rahmen der 
Privatwirtschaftsverwaltung außerordentliche Unterstützungen zum Ausgleich von 
durch den Schulbesuch verursachten sozialen Härten gewähren. Die 
außerordentliche Unterstützung soll für ein Schuljahr 100 Euro nicht 
unterschreiten und den Grundbetrag der Schulbeihilfe, bei einem Schulbesuch 
außerhalb des Wohnortes der Eltern die Grundbeträge der Schul- und Heimbeihilfe 
zusammen, nicht überschreiten. 

§ 26. (1) bis (20) … § 26. (1) bis (20) … 
 (21) § 4 Abs. 4, § 9 Abs. 1a, § 10 Abs. 1a, § 11 Abs. 2, § 11a Abs. 1, § 12 

Abs. 2, 3, 5, 6, 7, 8, 9 und 10 sowie § 20a in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. xxx/2021 treten rückwirkend mit 1. September 2021 in Kraft. 
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6. Abschnitt 
Schulwesen und Forschungsförderung 

Artikel 9 
Änderung des FTE-Nationalstiftungsgesetzes 

Stiftungszweck und Aufgaben der Stiftung Stiftungszweck und Aufgaben der Stiftung 
§ 2. Die Stiftung dient ausschließlich gemeinnützigen Zwecken. Aufgabe der 

Stiftung ist die Förderung von Forschung, Technologie und Entwicklung in 
Österreich, insbesondere langfristig verwertbarer, interdisziplinärer Forschungs-
maßnahmen. 

§ 2. (1) Die Stiftung dient ausschließlich gemeinnützigen Zwecken. Aufgabe 
der Stiftung ist die Förderung von Forschung, Technologie und Innovation in 
Österreich, insbesondere inter- und transdisziplinärer Forschungsmaßnahmen. 

(2) Unter der Bezeichnung „Fonds Zukunft Österreich“ werden jährlich an 
die Begünstigten Fördermittel zur Finanzierung von Spitzenforschung im Bereich 
der Grundlagen- und der angewandten Forschung sowie von Technologie- und 
Innovationsentwicklung ausgeschüttet. Mit den Fördermitteln soll eine oder 
mehrere der folgenden Zielsetzungen verfolgt werden: 

  1. Ermöglichung von Pionierforschung und von disruptiven Innovationen, 
  2. Erreichung oder Erhaltung von Technologieführerschaft in geeigneten 

Feldern, 
  3. Festigung und Förderung der Resilienz des österreichischen 

Innovationssystems, 
  4. Intensivierung der Kooperation von Wissenschaft, Wirtschaft und 

Gesellschaft insbesondere auch, um themenoffene und längerfristige 
Forschungshorizonte zu ermöglichen, 

  5. Verbreiterung und Vertiefung des Wissenstransfers sowie 
 6. Umsetzung von EU-Missionen und EU-Partnerschaften, soweit diese 

Forschung und deren Transfer nach Österreich betrifft.. 
 (3) Es können sowohl themenoffene Projekte, Initiativen und Programme als 

auch solche mit thematischer Schwerpunktsetzung gefördert werden. 
(4) Bei der Mittelvergabe ist insbesondere auf die Erzielung eines 

größtmöglichen hochqualitativen Forschungsoutputs Bedacht zu nehmen. Die 
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angestrebten und tatsächlich erreichten Outputs sind einem laufenden Monitoring 
zu unterziehen. 

Begünstigte Begünstigte 
§ 3. (1) Die Fördermittel der Stiftung sind nach Maßgabe der Beschlüsse des 

Stiftungsrats gemäß § 11 Abs. 1 Z 1 an vom Bund getragene Fördereinrichtungen 
auszuschütten. 

§ 3. Die Fördermittel der Stiftung sind nach Maßgabe der Beschlüsse des 
Stiftungsrats gemäß § 11 Abs. 1 Z 1 an vom Bund getragene Fördereinrichtungen 
auszuschütten. 

(2) Die Fördermittel gemäß § 4 Abs. 6 des Österreich-Fonds nach Abzug der 
Länder- und Gemeindeanteile sollen für den Zeitraum seines Bestehens 2016-2020 
für die Förderung im Bereich der Grundlagenforschung sowie für Förderung der 
angewandten Forschung und der Technologie- und Innovationsentwicklung 
verwendet werden. 

 

(3) Die Fördermittel gemäß § 4 Abs. 7 sollen für einen Zeitraum von drei 
Jahren gewährt werden. 

 

Stiftungsvermögen und Fördermittelaufbringung Stiftungsvermögen und Fördermittelaufbringung 
§ 4. (1) bis (4) ... § 4. (1) bis (4) ... 
(5) Die Oesterreichische Nationalbank wird ermächtigt, (5) Die Oesterreichische Nationalbank wird ermächtigt, 

 1. Rücklagen des Allgemeinen Reservefonds sowie der freien Reserve in 
Höhe von 1,5 Milliarden Euro aufzulösen und direkt einem gesonderten 
Rechnungskreis des bei der Oesterreichischen Nationalbank 
eingerichteten Fonds zur Förderung der Forschungs- und Lehraufgaben 
der Wissenschaft zu widmen sowie 

 1. Rücklagen des Allgemeinen Reservefonds sowie der freien Reserve in 
Höhe von 1,5 Milliarden Euro aufzulösen und direkt einem gesonderten 
Rechnungskreis des bei der Oesterreichischen Nationalbank 
eingerichteten Fonds zur Förderung der Forschungs- und Lehraufgaben 
der Wissenschaft zu widmen sowie 

 2. 75 Millionen Euro jährlich an die Stiftung auszuschütten.  2. 75 Millionen Euro jährlich an die Stiftung auszuschütten. 
 3. Die Oesterreichische Nationalbank ist über Ziffer 1 und 2 hinaus berech-

tigt, im eigenen Namen der FTE-Nationalstiftung zu Lasten des gemäß 
§ 69 Abs. 3 NBG dem Bund zustehenden 90 vH-Anteiles am Reingewinn 
einen weiteren Betrag zu überweisen, wobei diese Zahlung unter Ein-
rechnung der Ausschüttung gemäß Ziffer 2 den Betrag von 100 Millionen 
Euro pro Kalenderjahr nicht übersteigen darf. Der Betrag gemäß § 4 
Abs. 7 ist auf den Betrag von 100 Millionen Euro anzurechnen. 

 

(6) Die Stiftung ist mit dem Betrag der Mehreinzahlungen aus dem erhöhten 
Steuersatz von 55% gemäß § 33 Abs. 1 des Einkommensteuergesetzes 1988 – 

(6) Die Stiftung ist in den Kalenderjahren 2022-2025 berechtigt, Zusagen 
(Sonderbewilligungen) zur Ausschüttung von Fördermitteln an Begünstigte gem. 
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EStG 1988, BGBl. Nr. 400/1988, in Verbindung mit § 9 Abs. 2 Z 4 des 
Finanzausgleichsgesetzes 2008 – FAG 2008, BGBl. I Nr. 103/2007, (Österreich-
Fonds nach Abzug der Mittel für die Länder und Gemeinden) zu dotieren. Diese 
Dotierung ist befristet mit dem Zeitraum und jenen Mitteln, für den der erhöhte 
Steuersatz gemäß § 33 EStG 1988 eingehoben wird bzw. die Mittel aus dem 
erhöhten Steuersatz zur Verfügung stehen. 

§ 3 bis zur Höhe von jeweils 140 Millionen Euro jährlich zu tätigen. Die über Abs.2 
hinausgehende dafür erforderliche Dotierung der Stiftung erfolgt gemäß Abs. 3 
nach Maßgabe des Bedarfes auf Basis eines aus den Zusagen an die 
Förderungsnehmer sich ergebenden mit dem Bund abgestimmten 
Auszahlungsplans und nach Maßgabe der im Bundesfinanzgesetz (UG 45) 
vorgesehenen Mittel. 

Eine Änderung des FAG 2008 wird bei der Mittelaufteilung 
(Bund/Länder/Gemeinden) ab 2016 entsprechend berücksichtigt. 

 

(7) Die Stiftung ist mit einem Betrag in Höhe von 100 Millionen Euro aus 
Einzahlungen aus dem Stabilitätsabgabegesetz, BGBl. I Nr. 111/2010 in der 
Fassung BGBl. I Nr. 117/2016, zu dotieren. Diese Dotierung ist auf drei Jahre und 
mit einem Betrag von 33,33 Millionen Euro pro Jahr befristet. 

 

Stiftungsrat Stiftungsrat 
§ 9. (1) Der Stiftungsrat besteht aus sieben Mitgliedern. Je ein Mitglied ist § 9. (1) Der Stiftungsrat besteht aus sieben Mitgliedern, wobei nach 

Möglichkeit auf eine gendergerechte ausgeglichene Repräsentanz zu achten ist. Je 
ein Mitglied ist 

 1. von der Bundesministerin für Bildung, Wissenschaft und Kultur, 
 2. vom Bundesminister für Finanzen, 
 3. vom Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie, 
 4. vom Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit und 
 5. von der Oesterreichischen Nationalbank 
jeweils auf die Dauer von fünf Jahren zu bestellen. Eine einmalige 
Wiederbestellung ist zulässig. Weiters gehören dem Stiftungsrat mit beratender 
Stimme der Vorsitzende und der stellvertretende Vorsitzende des Rates für 
Forschung und Technologieentwicklung an. 

 1. von der Bundesministerin für Bildung, Wissenschaft und Kultur, 
 2. vom Bundesminister für Finanzen, 
 3. vom Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie, 
 4. vom Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit und 
 5. von der Oesterreichischen Nationalbank 
jeweils auf die Dauer von fünf Jahren zu bestellen. Eine einmalige 
Wiederbestellung ist zulässig. Weiters gehören dem Stiftungsrat mit beratender 
Stimme der Vorsitzende und der stellvertretende Vorsitzende des Rates für 
Forschung und Technologieentwicklung an. 

(2) Zu Mitgliedern des Stiftunsgsrats dürfen nur geeignete und zuverlässige 
Personen bestellt werden. Mitglieder der Geschäftsführung von 
Fördereinrichtungen, die aus Mitteln der Stiftung begünstigt werden, können nicht 
Mitglieder des Stiftungsrats sein. 

(2) Zu Mitgliedern des Stiftungsrats dürfen nur geeignete und zuverlässige 
Personen bestellt werden. Mitglieder der Geschäftsführung von 
Fördereinrichtungen, die aus Mitteln der Stiftung begünstigt werden, können nicht 
Mitglieder des Stiftungsrats sein. Dem Stiftungsrat dürfen Mitglieder der 
Bundesregierung, Staatssekretärinnen und Staatssekretäre, Mitglieder einer 
Landesregierung, Mitglieder des Nationalrats, des Bundesrats oder eines 
sonstigen allgemeinen Vertretungskörpers und Funktionäre einer politischen 
Partei auf Bundes- oder Landesebene sowie Personen nicht angehören, die eine 
dieser Funktionen in den letzten vier Jahren ausgeübt haben. 
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Aufgaben des Stiftungsrats Aufgaben des Stiftungsrats 
§ 11. (1) Der Stiftungsrat hat § 11. (1) Der Stiftungsrat hat 

 1. unter Berücksichtigung der Empfehlung des Rates für Forschungs- und 
Technologieentwicklung, welche auf einer mittelfristigen österreichischen 
Strategie für den Bereich Forschung und Technologieentwicklung basiert, 
die Verwendung der Fördermittel der Stiftung zu beschließen, 

 1. unter Berücksichtigung der Empfehlung des Rates für Forschungs- und 
Technologieentwicklung betreffend die Förderwürdigkeit, die 
Verwendung der Fördermittel der Stiftung zu beschließen, 

 2. bis (3) ...  2. bis (3) ... 

Inkrafttreten Inkrafttreten 
§ 20. (1) bis (4) ... § 20. (1) bis (4) ... 

 (5) §§ 2, 3, 4 Abs. 5 Z 3, Abs. 6 und 7 und § 11 Abs. 1 Z 1 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2021 treten mit dem der Kundmachung folgenden 
Tag in Kraft. Bestehende Förderverträge bleiben hievon unberührt. 

7. Abschnitt 
Kunst und Kultur 

Artikel 10 
Änderung des Bundesmuseen-Gesetzes 2002 

§ 5. (1) bis (3) ... § 5. (1) bis (3) ... 
(4) Der Bund leistet den in § 1 aufgezählten Einrichtungen des Bundes für die 

Aufwendungen, die ihnen in Erfüllung ihres kulturpolitischen Auftrages entstehen, 
ab dem 1. Jänner 2021 eine jährliche Basisabgeltung in Höhe von 
114,383 Millionen Euro. Ergibt sich aus dem Gebarungsvollzug ein vom veran-
schlagten Saldo abweichender Betrag, so ist dieser bei der Basisabgeltung des 
jeweils folgenden Finanzjahres gegenzuverrechnen. Die Aufteilung dieser Mittel 
auf die einzelnen in § 1 aufgezählten Einrichtungen des Bundes obliegt dem 
Bundeskanzler. Er hat hiebei die besondere Zweckbestimmung der einzelnen in § 1 
aufgezählten Einrichtungen des Bundes zu berücksichtigen. Dazu gehören 
insbesondere der Personalbedarf, der Sachbedarf der wissenschaftlichen 

(4) Der Bund leistet den in § 1 aufgezählten Einrichtungen des Bundes für die 
Aufwendungen, die ihnen in Erfüllung ihres kulturpolitischen Auftrages entstehen, 
ab dem 1. Jänner 2022 eine jährliche Basisabgeltung in Höhe von 
122,383 Millionen Euro. Ergibt sich aus dem Gebarungsvollzug ein vom veran-
schlagten Saldo abweichender Betrag, so ist dieser bei der Basisabgeltung des 
jeweils folgenden Finanzjahres gegenzuverrechnen. Die Aufteilung dieser Mittel 
auf die einzelnen in § 1 aufgezählten Einrichtungen des Bundes obliegt dem 
Bundeskanzler. Er hat hiebei die besondere Zweckbestimmung der einzelnen in § 1 
aufgezählten Einrichtungen des Bundes zu berücksichtigen. Dazu gehören 
insbesondere der Personalbedarf, der Sachbedarf der wissenschaftlichen 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Aktivitäten und der Ausstellungen, die Neuerwerbungen sowie die Instand-
haltungserfordernisse. 

Aktivitäten und der Ausstellungen, die Neuerwerbungen sowie die Instand-
haltungserfordernisse. 

§ 22. (1) bis (14) … § 22. (1) bis (14) … 
 (15) § 5 Abs. 4 in der Fassung des Budgetbegleitgesetzes 2022, BGBl. I 

Nr. xxx/2021, tritt mit 1. Jänner 2022 in Kraft. 

Artikel 11 
Änderung des Bundestheaterorganisationsgesetzes 

§ 7. (1) … § 7. (1) … 
(2) Der Bund hat für die Aufwendungen, die den Bühnengesellschaften im 

Zusammenhang mit der Erfüllung des kulturpolitischen Auftrages und der 
Bundestheater-Holding GmbH im Zusammenhang mit der Wahrnehmung ihrer 
Aufgaben entstehen, ab dem 1. Jänner 2014 eine jährliche Basisabgeltung in der 
Höhe von insgesamt 148,936 Millionen Euro zu leisten; ab dem 1. Jänner 2016 
beträgt die jährliche Basisabgeltung 162,936 Millionen Euro. 

(2) Der Bund hat für die Aufwendungen, die den Bühnengesellschaften im 
Zusammenhang mit der Erfüllung des kulturpolitischen Auftrages und der 
Bundestheater-Holding GmbH im Zusammenhang mit der Wahrnehmung ihrer 
Aufgaben entstehen, ab dem 1. Jänner 2022 eine jährliche Basisabgeltung in der 
Höhe von insgesamt 175,936 Millionen Euro zu leisten. 

§ 31a. (1) bis (7) … § 31a. (1) bis (7) … 
 (8) § 7 Abs. 2 in der Fassung des Budgetbegleitgesetzes 2022, BGBl. I 

Nr. xxx/2021, tritt mit 1. Jänner 2022 in Kraft. 
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